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SO ZIALPO LITIK

Soziale Siclierheit im Alter -  
Herausforderung für die Industrieländer
Karl Heinz Jüttemeier, Hans-Georg Petersen, Kiel

Nachdem in der Bundesrepublik Deutschland die Transfer-Enquete-Kommission und eine Wissenschaft­
lergruppe des Sozialbeirats mit ihren Gutachten die Diskussion um die Rentenproblematik neu belebt ha­
ben, erscheint in Kürze auch eine international vergleichende Studie zu diesem Themenkreis^ Die Verfas­
ser stellen einige Ergebnisse dieser Studie vor.

In den letzten Jahren sind die sozialen Rentenversi­
cherungssysteme weltweit in eine zunehmende finan­

zielle Bedrängnis geraten. In der öffentlichen Diskus­
sion werden diese Finanzierungsprobleme zwar (noch) 
vorwiegend unter dem kurzfristigen konjunkturellen 
Aspekt abgehandelt, doch allmählich setzt sich auch bei 
Sozialpolitikern unterschiedlicher Couleur die Einsicht 
durch, daß die strukturellen Probleme der Rentenversi­
cherungen noch viel gravierender sind und mittel- bis 
langfristig die Grundfesten dessen bedrohen, was man 
gemeinhin als soziale Errungenschaft des 20. Jahrhun­
derts zu bezeichnen pflegt.

Noch bis vor einigen Jahren las sich die Geschichte 
der staatlichen Altersversicherungssysteme wie ein ein­
zigartiger Erfolgsbericht. In den meisten Ländern ur­
sprünglich konzipiert als Zwangsvorsorge eines pater- 
nalistischen Staates für seine Arbeiterklasse, die wäh­
rend der Industrialisierungsphase (Europa) oder wäh­
rend der großen Depression (USA) einer ungeheuren 
Armut, insbesondere im Alter, ausgesetzt war, wurden 
die Systeme insbesondere in den 40erund 50er Jahren 
nach und nach geöffnet, so daß immer größere Teile der 
Bevölkerung als Versicherte aufgenommen werden 
konnten. In den meisten Industrieländern stellen Trans­
ferzahlungen der staatlichen Rentenversicherungen für 
eine IVlehrheit der Bürger die wichtigste, wenn nicht so­
gar die einzige Einkommensquelle im Alter dar.

Karl Heinz Jüttemeier, 40, Dipl.-Kfm., is t wissen­
schaftlicher Mitarbeiter am Institut für Weltwirt­
schaft. Dr. Hans-Georg Petersen, 35, ist zur Zeit 
Habilitandenstipendiat der DFG und Lehrbeauf­
tragter der Universität Kiel.

Auch hinsichtlich anderer Entwicklungslinien hat es 
einen internationalen Gleichklang gegeben:

□  In der Aufbauphase folgten die staatlichen Siche­
rungssysteme weitgehend den Prinzipien für private 
Versicherungen: Das Finanzierungssystem basierte 
auf dem Kapitaldeckungsverfahren, d. h. zwischen der 
Beitragsleistung und der späteren Rentenzahlung be­
stand ein enger Zusammenhang, wobei allerdings im 
Gegensatz zur Privatversicherung die individuelle Risi­
kosituation unberücksichtigt blieb. Das hatte Umvertei­
lungseffekte zur Folge, die zunächst allerdings noch 
sehr gering waren.

□  In der zweiten Phase fand ein Systemwechsel statt. 
Bis auf wenige Ausnahmen -  wie beispielsweise Japan 
-  sind inzwischen fast alle Industrieländer vollständig 
auf das Finanzierungssystem nach dem Umlageverfah­
ren übergegangen. In den USA geschah das bereits 
1939, nur wenige Jahre nach der Gründung des sozia­
len Rentenversicherungssytems, in den meisten euro­
päischen Ländern erst nach dem Zweiten Weltkrieg.

□  Und schließlich wurde auch der Zusammenhang 
zwischen Leistung und Gegenleistung gelockert, sei es

’ Vgl. Transfer-Enquete-Kommission: Das Transfersystem in der Bun- 
desrepublil< Deutsctiland, Stuttgart, M am z, im Erscheinen (den Autoren 
lag nur eine Zusam menfassung dieses Gutachtens vor); Deutscher 
Bundestag, Gutachten der W issenschaftlergruppe des Sozialbeirats zu 
längerfristigen Entw/icklungsperspektiven der Rentenversicherung. 
Bundestagsdrucksache 9/632 vom 3. 7. 1981; The World Crisis in So­
cial Security. Co-Published by the Fondation pour la Nouvelle Economie 
Politique (Paris) and the Institute for Contemporary Studies (San Fran­
cisco), erscheint demnächst. Der Band enthält Einzelberichte fürfo lgen- 
de Länder: Frankreich (J.-J. R o s a ) ,  Großbritannien (R. H e m ­
m i n g  und J. A. K a y ) ,  Italien (O. C a s t e 111 n o ) ,  Japan (N. T  a- 
k a y a m a ) , Schw/eden (I, S t a h l ) ,  Schweiz (M. C. J a n s s e n  
und H .H . M ü l l e r ) ,  Vereinigte Staaten (S. R o s e n )  und Bundes­
republik Deutschland (K, H. J ü t t e m e i e r  und H.-G. P e t e r ­
s e n ) .
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durch die Einführung von IVlindestrenten (Japan, Franl<- 
reich, Italien, Großbritannien), durch die Rentenberech­
nung nach IVlindesteinkommen (Bundesrepublik 
Deutschland) bzw. entsprechend der besten Beitrags­
jahre (Frankreich, Großbritannien) oder durch Senkung 
des Ruhestandsbeginns, ohne daß versicherungsma­
thematische Leistungskürzungen (z. B. bei vorzeitigem 
Ruhestandsbeginn gemäß der „flexiblen“ Altersgrenze) 
vorgenommen wurden. Damit baute man in allen sozia­
len Rentenversicherungssystemen das Umvertei­
lungselement aus, so daß die Beitragsäquivalenz stark 
geschwächt wurde.

Weitere gemeinsame Charakteristika sind darin zu 
sehen, daß für Frauen wohl überall ein günstigeres Ren­
teneintrittsalter gilt, und -  ebenfalls ein weltweites Phä­
nomen -  auch die „Staatsdiener“ eine überdurch­
schnittliche Versorgung erhalten. Der Gipfel scheint in 
Italien erreicht zu sein; Wenn man im Alter von 20 Jah­
ren dem italienischen Staatsdienst beitritt, kann man 
sich als Mann im Alter von 40 Jahren und als Frau von 
35 Jahren (falls verheiratet oder mit Kindern) mit 60 % 
des letzten Gehaltes pensionieren lassen^. In Frank­
reich erhalten Staatsbedienstete und Beschäftigte in 
den nationalisierten Betrieben eine vergleichsweise hö­
here Rente; die entstehenden Defizite müssen aus den 
(noch) vorhandenen Überschüssen der allgemeinen 
Rentenversicherung abgedeckt werden®. Auch in 
Deutschland lagen und liegen die Versorgungsansprü­
che der öffentlich Bediensteten deutlich über dem Ni­
veau der Sozialrente; insbesondere das Versorgungs­
niveau der Beamten war schon immer außerordentlich 
günstig, während die Renten der Arbeiter und Ange­
stellten des öffentlichen Dienstes sich diesem Niveau 
erst in den letzten Jahren genähert haben und es heute 
auf Nettobasis oft sogar übersteigen.

Zunehmende Finanzierungsprobleme
Abgesehen von Problemen, die sich aus der länder­

spezifischen Ausgestaltung eines sozialen Sicherungs­
systems ergeben, lassen sich für die zunehmenden 
Schwierigkeiten übergreifend zwei gemeinsame Fakto­
ren herausarbeiten: Erstens ist die Elastizität der Aus­
gaben größer als die der Einnahmen, und dies nicht nur 
kurzfristig, und zweitens wird die Alterspyramide in den 
Industrieländern immer kopflastiger. Mit anderen Wor­
ten: Steigende Defizite (oder abnehmende Überschüs­
se) haben zunehmend strukturelle Ursachen.

Um die Auswirkungen für die Rentenversicherungen 
besser verstehen zu können, muß man sich die Haupt­
elemente der beiden möglichen Finanzierungsverfah-

 ̂ Siehe Onorato C a s t e 11 i n o , a.a.O.

 ̂ Vgl.Jean-Jacques R o s a ,  a.a.O,

ren vergegenwärtigen. In vereinfachender Form lassen 
sich die beiden alternativen Finanzierungsmöglichkei­
ten wie folgt beschreiben: Beim Kapitaldeckungsverfah­
ren sind die Ausgaben eine Funktion der Einnahmen (im 
Sinne des strengen Aquivalenzprinzips) und beim Um­
lageverfahren die Einnahmen eine Funktion der Ausga­
ben. Oder anders ausgedrückt; Im ersten Fall wird die 
Höhe der Beiträge fixiert, die spätere Rente ist dann ei­
ne Resultante aus eingezahltem Kapital und dessen 
Verzinsung im Laufe der Jahre; Defizite können nicht 
entstehen, dadle Rente gegebenenfalls gegen Null ten­
dieren kann. Und im zweiten Fall wird die Rentenzah­
lung fixiert, d. h. eine politische Norm für ein bestimmtes 
am Erwerbseinkommen orientiertes Versorgungsni­
veau gesetzt; Defizite entstehen nicht, solange die Bei­
tragsleistungen dem jeweiligen Finanzierungsbedarf 
entsprechend angepaßt werden. Eine Erhöhung der 
Beitragssätze wird insbesondere dann erforderlich, 
wenn sich der Alterslastquotient (Relation von aktiven 
Versicherten zu Rentnern) verschlechtert oder erhöhte 
Leistungen und damit ein verbessertes Versorgungsni­
veau beschlossen werden.

Ungedeckter Wechsel

Aus der Sicht der Sozialpolitiker ist das Umlagever­
fahren zweifellos das angenehmere, gestattet es doch 
sehr viel einfacher und geräuschloser, Umverteilungs­
maßnahmen über eine entsprechende Ausgestaltung 
der Rentenformel vorzunehmen. Hinzu kommt, daß bei 
den Bedingungen, wie sie für Industrieländer in der 
Nachkriegszeit mit wachsender Bevölkerung und jährli­
chen Produktivitätssteigerungen gegeben waren, es 
auch das „billigere“ Verfahren war: Bei stetig wachsen­
der Versichertenzahl führte sogar ein konstanter Bei­
tragssatz (bezogen auf eine ständig wachsende Be­
messungsgrundlage) zu immer höheren Einnahmen, 
die dann überwiegend für Leistungsverbesserungen 
verwendet wurden. Jeder Versicherte zahlte so weniger 
ein, als er später an Rentenzahlungen wieder erhielt, da 
diese von einer größeren und/oder produktiveren Er­
werbstätigenzahl aufgebracht wurden, ln solchen Pha­
sen macht die jeweilige Rentnergeneration sozusagen 
„windfail Profits" und die Politikergeneration „political 
gains“ . Die bisher praktizierte Art und Weise des Umla­
geverfahrens, in der Mehreinnahmen durch Leistungs­
steigerungen weitergegeben wurden, führt zwangsläu­
fig zu Defiziten oder zu steigenden Beitragssätzen, 
wenn Bevölkerungszunahme und/oder Wirtschafts­
wachstum nicht mehr gegeben sind: Man hat also einen 
ungedeckten Wechsel auf die Zukunft gezogen, dessen 
Einlösung immer mehr Schwierigkeiten bereiten wird.

Insbesondere die schon absehbare demographische 
Entwicklung wird eine Neugestaltung des Leistungs­
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rechts in naher Zukunft erforderlich machen, falls nicht 
Beitragssätze in bisher noch unvorstellbarer Höhe in 
Kauf genommen werden sollen. In den meisten Indu­
strieländern wird erwartet, daß die Relation von 
Erwerbstätigen zu Rentnern Anfang des nächsten Jahr­
hunderts auf 2:1 zurückgeht und je nach Annahme über 
zukünftige Geburtenraten gegebenenfalls auch noch 
erheblich darunter liegf^. Heutiges Leistungsrecht so­
wie ein zukünftiges reales Wirtschaftswachstum von 
jährlich 2 bis 3 % vorausgesetzt, erwartet man bei­
spielsweise

□  für die Vereinigten Staaten einen Anstieg des Bei­
tragssatzes (immer einschließlich Arbeitgeberbeitrag) 
von jetzt rund 10 % auf bis zu 25 %®;

□  für Japan, das eine besonders drastische Ver­
schlechterung des Alterslastquotienten enwartet (von 
8,2 auf 1,6 im Jahre 2025) und zum größeren Teil seine 
Sicherung nach dem Kapitaldeckungsverfahren be­
treibt, einen Anstieg von 10,6%  (1980) auf 16%  
(2025). Bei einer völligen Umstellung auf das Umlage­
verfahren wäre heute zwar nur ein Beitragssatz von
5,5 % erforderlich, im Jahre 2025 aber 30 % und mehr®;

□  für die Bundesrepublik Deutschland eine Verdoppe­
lung der heutigen Beitragssätze^.

Die praktische Sozialpolitik hat weltweit die langfristi­
gen Finanzierungsaspekte nicht gesehen oder vielleicht 
auch nicht sehen wollen. So wurden in der Vergangen­
heit auf der Ausgabenseite großzügige Regelungen 
durchgesetzt, ohne daß man sich hinreichend die lang­
fristigen Finanzierungserfordernisse bewußt machte. 
Es ist noch nicht lange her, da prognostizierte man z. B. 
der deutschen Rentenversicherung riesige Überschüs­
se, die dann auch prompt in der 72er Reform verteilt 
wurden. Der „Fehler“ bestand also darin, daß auf 
Schwankungen in der Liquiditätssituation asymme­
trisch reagiert wurde. Liquiditätsüberschüsse wurden 
zu Leistungsverbesserungen genutzt, Liquiditätseng­
pässe zu Beitragssatzerhöhungen -  mit der Folge, daß 
man sich dabei zu weit von der Beitragsäquivalenz ent­
fernte. Zu einem solchen Verhalten lädt ein derartig 
kurzfristig orientiertes Umlageverfahren die Politiker ge-

‘‘ ln der Bundesrepublik wird diesen Projektionen zufolge die Relation 
von Erwerbstätigen zu Rentnern am ungünstigsten sein: Im Jahre 2030 
wird diese Relation ungefähr 1,2:1 betragen, rechnet man die Pensio­
nen der Beamten hinzu, eventuell sogar 1:1. Vgl. Hans-Georg P e t e r ­
s e n :  Sicherheit der Renten? Die Zukunft der A ltersversorgung, Hin­
tergründe, Bd. 4, Würzburg, W ien 1981, S. 135 ff.

^ Siehe ShenAiin R o s e n ,  a.a.O.

® Vgl. Noriyuki T a k a y a m a ,  a.a.O.

' V g l .  Helmut M e i n h o l d :  Ökonomische Probleme der sozialen Si­
cherheit, K ieler Vorträge, N.F. Nr. 86, Kiel 1978.

® Siehe Sozialbeirat, a.a.O., Ziff. 9.
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radezu ein, was insbesondere dann zu erheblichen fi­
nanziellen Engpässen führen wird, wenn bereits offen­
kundige demographische Brüche nicht hinreichend Be­
rücksichtigung finden.

Verhaltensanpassungen

Auch die gegenwärtige Sozialpolitik folgt in den be­
trachteten Ländern wohl weithin den Tatbeständen, wie 
sie bei der Einführung der Sozialversicherung gegeben 
waren, läßt also die zweifellos eingetretene Verbesse­
rung des materiellen Wohlstands weitgehend unbe­
rücksichtigt. „Der Erfolg der Alterssicherung und spe­
ziell der gesetzlichen Rentenversicherung hat dazu ge­
führt, daß die Gleichsetzung von Rentenempfängern 
bzw. Haushaltungen, die überwiegend oder ausschließ­
lich auf Renteneinkommen angewiesen sind, mit ,Ar- 
men' für immer mehr Menschen fragwürdig geworden 
ist.“® Trotzdem kommen immer weitere Bevölkerungs­
kreise in den Genuß von Sozialleistungen, die vom An­
satz her eigentlich ärmeren Gruppen Vorbehalten sein 
sollten: Mit Blick auf Probleme von einzelnen hat man 
allgemeine Regelungen geschaffen, die nun auch in der 
Regel allgemein beansprucht werden; so erhält auch 
der wohlhabendere Rentner oft Ansprüche, obwohl er 
aufgrund seiner individuellen Einkommenssituation oft 
alles andere als besonders „schutzbedürftig“ ist. Ein 
sich ausbreitendes „moral hazard“ bei der Inanspruch­
nahme sozialer Leistungen wird andererseits in allen 
Ländern von politischer Seite scharf kritisiert, ja, es wird 
sogar der Versuch unternommen, durch Verschärfung 
der Gesetzgebung bzw. die Einführung komplizierter 
Sonderregelungen dieses Verhalten zu kriminalisieren. 
Aber kann man den Bürgern wirklich übelnehmen, daß 
sie in einer grundsätzlich marktwirtschaftlich orientier­
ten Umwelt auch in ihrem Verhalten gegenüber unseren 
sozialen Institutionen ökonomisch rationale Reaktionen 
zeigen?

Vom einzelnen Bürger wird wohl zu viel Altruismus 
verlangt, wenn er freiwillig auf die Vorteile der gegen­
wärtigen Regelungen, beispielsweise hinsichtlich eines 
möglichst frühen Ruhestandsbeginns, derüben/viegend 
von der Versichertengemeinschaft finanziert wird, ver­
zichten soll, wo der Nachbar sie doch in Anspruch ge­
nommen hat. Derjenige, der grundsätzlich zu einem 
Verzicht bereit wäre, wird so zwangsläufig zum Benach­
teiligten. Versagt hat hier nicht der einzelne Bürger, son­
dern die Politik. Das Festhalten'an überkommenen Zie­
len, ohne je ernsthaft zu untersuchen, ob und inwieweit 
diese annähernd erreicht wurden, und die Absicht, je­
dem einzelnen Bürger Gerechtigkeit widerfahren zu las­
sen, mußten zwangsläufig ein komplexes Sicherungs­
system (und hier muß man in den meisten Ländern das
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Steuersystem mit einbeziehen) hervorbringen, das von 
einer Mehrheit der Bürger nicht mehr durchschaut, von 
einer Minderheit hingegen ausgebeutet werden !<ann. 
Der Versuch, Gerechtigkeit für jeden zu schaffen, kann 
Unrecht für viele bedeuten.

Abwanderung in die Untergrundwirtsciiaft

Sicherlich besteht für eine gewisse Zeit noch die Mög­
lichkeit, wie bisher fortzufahren. Die demographische 
Entwicklung wird aber über kurz oder lang schwerwie­
gende Eingriffe erforderlich machen, und zwar um so 
eher, je ausgeprägter rezessive Erscheinungen und je 
niedriger die zukünftigen Wachstumschancen einzu­
schätzen sind. Fahren wir auch weiterhin fort, die sich 
aus einer zu hohen Ausgabendynamik ergebenden Fi­
nanzierungsprobleme im Bereich der Sozialversiche­
rung im wesentlichen zu Lasten der erwerbstätigen Ge­
neration zu lösen, werden schon bald Grenzen der Be­
lastbarkeit erreicht, die darin zum Ausdruck kommen, 
daß immer mehr Erwerbstätige Verhaltensanpassun­
gen vornehmen, um sich diesen Belastungen zu entzie­
hen. Das Beispiel einiger europäischer Länder, in de­
nen die Erwerbstätigen Sozialhilfe beanspruchen, in 
den frühzeitigen Ruhestand gehen oder in die Unter­
grundwirtschaft abwandern, sollte Warnung sein.

Hier sei nur an das italienische Beispiel erinnert, das 
bereits als „Ita ly’s new economic miracle“ in die Litera­
tur Eingang gefunden hat®. Es besteht weitgehend Ei­
nigkeit, daß das Wachstum der italienischen Unter­
grundökonomie stark beeinflußt ist von der Steuer- und 
Sozialpolitik, beispielsweise durch großzügige Kriterien 
hinsichtlich der Erwerbsunfähigkeit, eines frühen Ruhe­
standsbeginns, eines hohen Rentenniveaus (im Ver­
gleich zum Einkommen der Erwerbstätigen) usw. Ono- 
rato Castellino konstatiert in seiner Analyse: „Italy has 
superimposed a strong dose of Mediterranean light- 
heartedness.“ '® Trotzdem scheint Italien immer noch 
eine „funktionierende Anarchie“ zu sein, übrigens im 
Gegensatz zu manchen sozialistischen Staaten, die mit 
ähnlichen Entwicklungen im Bereich der Untergrund­
wirtschaft konfrontiert sind.

In der Bundesrepublik Deutschland ist zugegebener­
maßen die Evidenz für ein starkes Wachstum der Unter­
grundwirtschaft nicht sehr eindrucksvoll", obwohl es 
einige Symtome auch hier gibt. Die Geschwindigkeit, in 
der sich Verhaltensanpassungen vollziehen, ist sicher­
lich auch abhängig von der vorherrschenden nationalen 
Mentalität. Immerhin nimmt die Grenzbelastung der

® Vgl. Herbert G i e r s c ti : Comment on Paul Sam uelson’s Paper: 
The World Economy at Gentury's End, Kieler Arbeitspapier Nr. 110, Kiel 
1980, S. 7.

Onorato 0  a s t e 11 i n o , a.a.O.
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Einkommen der erwerbstätigen Generation mit Steuern 
und Sozialbeiträgen im internationalen Vergleich durch­
aus eine Spitzenstellung ein, so daß einiges für die An­
nahme spricht, daß wir uns langsam der Schwelle genä­
hert haben, von der ab auch in der Bundesrepublik Ver­
haltensänderungen wahrscheinlich werden. Auch wenn 
objektive Steuerbelastungsgrenzen kaum definierbar 
sind, zeigt die gegenwärtige Erfahrung, daß subjektive 
Steuerbelastungsgrenzen schon heute ein Problem für 
die Finanzierung der Staatsausgaben sind^^.

Die Verlagerung ökonomischer Aktivitäten von der of­
fiziellen Wirtschaft in die Schattenwirtschaft muß nicht 
die Existenz der gegenwärtigen Gesellschaft gefähr­
den; sicherlich kann man in dieser Entwicklung auch po­
sitive Aspekte gesellschaftlicher Art sehen^®. Auf jeden 
Fall würde eine solche Entwicklung allerdings zu einer 
weiteren Verschlechterung der Lage der Sozialversi­
cherung beitragen, da die Einnahmen sinken und bei 
unvermindertem Leistungsanspruch der Rentnergene­
ration zukünftige Defizite noch steigen.

Reparaturen

Die düsteren Perspektiven für die staatlichen Renten­
versicherungen entbehren natürlich nicht eines speku­
lativen Elements; die den Projektionen zugrunde liegen­
den Annahmen könnten sich als zu pessimistisch erwei­
sen. Aus heutiger Sicht ist oft schwer vorstellbar, daß 
die Geburtenrate wieder stark ansteigen könnte und/ 
oder die Wirtschaft wieder stärker wächst; in beiden Fäl­
len würden sich die Finanzierungsprobleme aber erheb­
lich geringer darstellen. Die Problemanalyse macht an­
dererseits aber deutlich, daß der defizitäre Trend weni­
ger konjunkturelle denn strukturelle Ursachen hat und 
ein Reformbedarf auch unabhängig von der tatsächli­
chen Entwicklung der nächsten Jahre besteht.

Modifikationen der bestehenden Systeme können 
entweder auf der Einnahmen- oder auf der Ausgaben­
seite ansetzen. Da die heutigen Beitragssätze schon 
jetzt vielfach als zu hoch empfunden werden und von ei­
nem weiteren Anstieg massive negative Anreizwirkun­
gen auf den Leistungswillen der Enwerbstätigen be­
fürchtet werden, konzentrieren sich die Vorschläge auf 
eine Einschränkung des gegebenen Leistungsrechts. 
Der in der internationalen Diskussion meistgehandelte 
Vorschlag sieht eine Anhebung des Renteneintrittsal­
ters vor. In den Vereinigten Staaten wird diskutiert, die

”  Vgl. H.-G. P e t e r s e n :  Size of the Public Sector, Economic 
Growth and  the In fo rm a l Economy. Development Trends in the Federal 
Republic of Germany. Paper prepared for the 17th lARlW -Conference 
1981, in; Review of Income and W ealth, New Haven. Erscheint dem ­
nächst.

S iehe Sozialbeirat, a.a.O., Ziff. 171,

Vgl. H.-G. P e t e r s e n :  Size of the Public Sector, a.a.O.
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allgemeine Altersgrenze von jetzt 65 Jahren auf 70 an­
zuheben, während in Europa wohl mehr das Modell der 
flexiblen Altersgrenze mit Zu- \Jnd Abschlägen im Vor­
dergrund steht, die der Mehrbelastung der Versicher­
tengemeinschaft bei vorzeitigem Ruhestandsbeginn 
bzw. dem Rentenverzicht bei späterem Ruhestandsbe­
ginn (eventuell mit zusätzlichen Anreizelementen) ent­
sprechen. Die Unterschiede sind letztlich nicht sehr 
groß, lassen im zweiten Fall aber einen größeren Spiel­
raum für eine individuelle Gestaltung. Andere Vorschlä­
ge betreffen Regelungen hinsichtlich der Indexierung 
der Bestandsrenten, Reduzierungen der Umvertei­
lungselemente etc.; sie sind meistens sehr spezifisch 
auf die Situation in den einzelnen Ländern zugeschnit­
ten.

Einfluß auf das Waclistum

Wie ernst die Finanzierungsprobleme eines Tages 
die Rentenversicherungen treffen werden, hängt sehr 
stark davon ab, in welchem Maße wirtschaftliches 
Wachstum auch zukünftig gegeben sein wird. In diesem 
Zusammenhang wird dann häufig darauf hingewiesen, 
daß die bestehenden Sozialversicherungssysteme sich 
hemmend auf das wirtschaftliche Wachstum auswirken 
können. Ausgangspunkt solcher Überlegungen sind 
empirische Untersuchungen von Feldstein'^', die darauf 
hinzudeuten scheinen, daß die Einführung einer staatli­
chen Rentenversicherung die private Ersparnisbildung 
reduziert hat. In einer solchen ultrarationalen Lebens­
einkommensbetrachtung -  wie sie dieser Analyse zu­
grunde lie g t-  kann ein derartiger Effekt möglich sein; al­
lerdings entsprechen diese Ansätze zu wenig der kom­
plexen Realität. Die bisherigen empirischen Studien lie­
fern keine ausreichende Evidenz, da beispielsweise 
zwischen den einzelnen Variablen hohe Interkorrelatio­
nen bestehen und der Einfluß der Sozialversicherung 
kaum von anderen Bestimmungsgründen für das Spar- 
verhalten zu trennen ist; folglich kann jedes Ergebnis 
möglich sein. Auch aus der Entwicklung der deutschen 
Sozialversicherung ergeben sich kaum Anzeichen da 
für, daß das Sparverhalten beeinträchtigt worden ist 
denn die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den In 
dustrieländern mit den höchsten Beitragssätzen zur So 
zialversicherung, hat gleichzeitig aber auch eine de 
höchsten Sparquoten der Welt.

Für die praktische Politik der Gegenwart hat der 
Wechsel vom Umlageverfahren auf das Kapitaldek- 
kungsverfahren -  wie das die Feldstein-Untersuchung

Siehe Martin F e l d s t e i n :  Social Security, Induced Retirement 
and Aggregate Capital Accumulation, In: Journal of Political Economy, 
Chicago 1974, Vol. 82, S. 905 ff.; d e r s . :  Social Security, In: M ichael 
J. B 0 s k i n (Ed.): The Crisis In Social Security: Problems and Pro­
spects (Institute for Contemporary Studies), 3. Auflage, San Francisco 
1979, s. 17ff.

im p liz ie rt- nur eine untergeordnete Bedeutung: In einer 
Phase sinkender aktiver Versichertenzahlen müßten 
auch bei einer Kapitaldeckung Reserven aufgelöst wer­
den, um den laufenden Verpflichtungen nachkommen 
zu können. Wollte man in einer solchen Phase einen Sy­
stemwechsel vornehmen und gleichzeitig auch noch 
Reserven bilden, müßten die Beitragssätze über das 
heute schon hohe Niveau hinaus angehoben werden; 
das würde vermutlich erst recht negative Anreizwirkun­
gen hervorrufen. Die Alternative der Reservenbildung 
kann deshalb nur im marginalen Bereich eine Rolle 
spielen.

Grundsätzliche Überlegungen

In den westlichen Volkswirtschaften herrscht über al­
le Parteigrenzen hinweg ein breiter Konsensus, daß un­
ser System der sozialen Altersversorgung zwar reform­
bedürftig, aber grundsätzlich erhaltenswert ist. Über Art 
und Umfang dieser Reformen gehen die Meinungen al­
lerdings weit auseinander: Einige ziehen die Grundla­
gen des heutigen Altersversicherungssystems nicht in 
Zweifel; mehr oder weniger partielle Reformen, die eini­
ge Fehlentwicklungen korrigieren sollen, werden für 
ausreichend gehalten, um die Existenz der Rentenver­
sicherung auch in Zukunft angesichts erheblicher Pro­
bleme zu gewährleisten. Andere wiederum empfehlen 
eine Abkehr von den bisherigen Grundsätzen und Ziel­
vorstellungen, die größtenteils dem vorigen Jahrhun­
dert entstammen, und halten eine Umorientierung in der 
Sozialpolitik für dringend erforderlich.

Sicherlich lassen sich die gegenwärtigen Fehlent­
wicklungen durch partielle „Reparaturen“ abmildern, ob 
sie sich damit aber auch auf die Dauer beseitigen las­
sen, erscheint zweifelhaft. Wie bereits dargestellt, sind 
es im wesentlichen drei Faktoren, die langfristig die so­
ziale Altersversicherung gefährden: die demographi 
sehe Entwicklung, die Ausgabendynamik aufgrund de 
Art der Leistungsberechnung und unerwünschte ode 
besser gesagt nicht antizipierte Verhaltensanpassun 
gen der Versicherten. Die Bevölkerungsentwicklung ge 
hört zu den Rahmendaten, die für ein Alterssicherungs' 
system eher eine exogene Größe darstellen und von 
ihm kaum beeinflußt werden können. Die Ausgabenge­
staltung sowie Verhaltensänderungen sind demgegen­
über endogene Größen; sie in Reformüberlegungen 
einzubeziehen, erscheint dringend notwendig. Zweifel­
los sind in der Vergangenheit große soziale Fortschritte 
erzielt worden. Gleichzeitig wurde aber ein umfangrei­
cher Umverteilungsapparat aufgebaut, der allem An­
schein nach viel Masse bewegt, in der Einschätzung 
vieler Betroffener aber nur wenig Nettoeffekte aufweist 
und zunehmend auf Widerspruch in der Öffentlichkeit
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Stößt, Solche Probleme lassen sich nicht dadurch besei­
tigen, daß die Ausgaben linear beschnitten werden.

Ziele einer Reform

Was die Bundesrepublik Deutschland anbetrifft, lie­
gen ihre Probleme im strukturellen Bereich, so daß li­
neare Kürzungen nicht die bestehenden Fehlentwick­
lungen beseitigen können, sondern sie vielmehr ze­
mentieren, wenn nicht sogar verschärfen. Aber auf wel­
ches Ziel hin sollen wir unsere soziale Alterssicherung 
reformieren? Auch wenn man nicht einer völligen Neu­
konzeption das Wort redet, kann eine Fortentwicklung 
sinnvollerweise nur erfolgen, wenn man Zielvorstellun­
gen vorgibt. Hier wären die Politiker aufgerufen, ihre 
Wertungen und Prioritäten offenzulegen, denn von wis­
senschaftlicher Seite läßt sich relativ wenig zu den Zie­
len selbst sagen, allenfalls zu Inkonsistenzen und Effi­
zienzüberlegungen bei der Verfolgung der Ziele.

Der Sozialbeirat hat in seinem neuesten Gutachten 
zwölf Hauptzielbereiche genannt, die für das soziale Al­
terssicherungssystem relevant sind^®. Nun sind die dort 
genannten Ziele für die praktische Politik nicht unbe­
dingt als gleichrangig anzusehen, und nur wenige las­
sen sich aus der Grundidee eines sozialen Alterssiche­
rungssystems ableiten. Das wesentliche Ziel ist die Si­
cherstellung von Einkommen in Phasen, in denen kein 
Erwerbseinkommen erzielt werden kann. Dem ent­
spricht in sozial orientierten Marktwirtschaften, daß den 
Bürgern ein Leben frei von materieller Sorge und Not er­
möglicht werden soll. Nun ist es eine Frage des sozialen 
Konsensus, ob man über diese Zielsetzung, die eine 
Mindestsicherung impliziert, hinausgehen sollte, indem 
man politisch ein bestimmtes Versorgungsniveau fi­
xiert, oder ob man anstelle staatlichen Zwanges mehr 
auf die eigenverantwortliche Entscheidung der Bürger 
über ihr individuelles Versorgungsniveau setzt.

Vor dem Hintergrund der sich allmählich durchset­
zenden Erkenntnis, daß die Arbeitnehmer nach 100 
Jahren Sozialpolitik sowie gesellschaftlicher und wirt­
schaftlicher Entwicklung heute nicht mehr so arm, unin- 
formiert und machtlos wie früher sind und das wesentli­
che Ziel weitgehend verwirklicht wurde, sollte es im Be­
reich der Sozialpolitik eigentlich zu erheblichen Revisio­
nen kommen. Immerhin hat sich die Einkommens- und 
Vermögenssituation der Bürger wesentlich verbes­
sert'®, so daß heute eigentlich die Schutzbedürftigkeit

Vgl, Sozialbeirat, a ,a ,0 ,, Zitf, 34 ff. Im einzelnen werden genannt 1, 
S tetiglieit des Nettoeinkommens, 2, Verm inderung der Ungleichmäßig­
keit der Bedarfsdeckungsmöglichkeit, 3. Leistungsangemessenheit des 
Einkommens, 4, Vermeidung von Armut, 5. E inkommensniveau und 
Einkommenswachstum, 6, Vertrauen in die Stabilität und Gerechtigkeit 
der sozialen Sicherung, 7, Stabilität von Ehe und Familie, 8, 
Entfaltungschancen für das Individuum, 9. V e rm e id u n g  von  Vereinsa­
mung, 1 0, Stabilität im Altersaufbau, 11, Soziale Mobilität, 12, Transpa­
renz und Verwaltungslast,

breiter Schichten nicht mehr in der gleichen Intensität 
gegeben ist wie früher. Ob in einem Grundsicherungs­
system diese Entwicklung besser berücksichtigt wer­
den kann und ob bei einer schrittweisen Fortentwick­
lung in Richtung auf ein solches System gleichzeitig 
auch unsere langfristigen Probleme im Bereich der Al­
terssicherung besser in den Griff zu bekommen sind, 
soll abschließend für die Bundesrepublik Deutschland 
diskutiert werden.

Integrierte Gesamtversorgung

Unser heutiges Alterssicherungssystem -  gesetzli­
che Rentenversicherung, Zusatzversicherung des öf­
fentlichen Dienstes, Beamtenversorgung, betriebliche 
Altersversorgung, die private Lebensversicherung und 
gegebenenfalls auch die Sozialhilfe -  ist Resultat eines 
historischen Entwicklungsprozesses. Daher kann es 
nicht venwundern, daß dieses komplexe System nicht 
etwa einigen wenigen Grundprinzipien folgt, sondern 
ein Konglomerat sich zum Teil widersprechender Prinzi­
pien darstellt, also nicht rational aufgebaut ist. Versor­
gungsniveaus, Voraussetzungen hinsichtlich der Lei­
stungsgewährung und die Bemessung sowie die Art der 
Finanzierung wurden in den einzelnen Systemen unter­
schiedlich festgelegt -  mit dem Resultat, daß heute un­
terschiedliche Leistungen für im wesentlichen gleiche 
Tatbestände gewährt werden. Es sei an dieser Stelle 
nur am Rande erwähnt, daß sich gerade im Bereich der 
Beamtenversorgung, aber auch im Bereich der Zusatz­
versorgung für die Arbeiter und Angestellten des öffent­
lichen Dienstes Privilegien geradeizu kumulieren. Gera­
de die Versorgungsempfänger des öffentlichen Dien­
stes sind von den bisherigen Kürzungsmaßnahmen im 
Bereich der Altersversorgung weitestgehend verschont 
worden. Daß aber gerade die „Diener des Staates“ auf 
Dauer von der Beteiligung an den Zukunftslasten aus­
genommen werden, dürfte eine unerträgliche Belastung 
des Solidarsystems darstellen und kann letztlich auch 
von ihren Interessenverbänden nicht ernsthaft gewollt 
sein. Da auch die weitere Anpassung der Leistungen 
insbesondere aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung an die Leistungen der Versorgung des öffentlichen 
Dienstes in Anbetracht der weiteren demographischen 
Entwicklung die Grenzen der Finanzierung sprengen 
würde, sollte eine Harmonisierung der verschiedenen 
Alterssicherungssysteme sowohl auf der Leistungssei­
te als auch auf der Beitragsseite erfolgen'^, beispiels­
weise in Richtung auf eine Grundsicherung hin'®.

Vgl, Meinhard M i e g e l :  S icherheit im A lter (IW G-Impulse), Stutt­
gart 1981,

Vgl. Sozialbeirat, a .a ,0 ,, Ziff, 199 ff,;sow ieH ,-G , P e t e r s e n :  Si­
cherheit der Renten?, a ,a ,0 ,, S, 1 7 4 ff.

Siehe hierzu auch ähnliche Überlegungen bei Meinhard M i e g e l ,  
a ,a ,0 .
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Die Grundsicherung wäre dynamisch auszugestal­
ten, so daß sich das sozial-kulturelle Existenzminimum 
auch im realen Wachstumsprozeß erhöhen würde. Bei 
der eigenverantwortlichen zusätzlichen Altersvorsorge, 
die durchaus im Rahmen eines sozialen Sicherungssy­
stems erfolgen könnte, wäre eine eindeutige Bindung 
zwischen Beitrag und Rentenhöhe gegeben. Als Substi­
tut bliebe dem Bürger neben dem Versicherungssparen 
(Sparen mit Risikoausgleich) auch verstärkt die Mög­
lichkeit zu individueller Vermögensbildung. Ein derart 
umgestaltetes System ist nicht m e h r-w ie  unser gegen­
wärtiges -  auf die Selbstbeschränkung der Bürger in ih­
ren Anprüchen gegenüber dem Staat angewiesen; es 
bleibt eher das Gefühl erhalten, daß jeder über die 
Grundsicherung hinausgehenden Leistung auch eine 
Gegenleistung zu entsprechen hat. Das heute w e itver­
breitete Anspruchsdenken gegenüber dem Staat, der 
insbesondere in den Augen vieler Interessenvertreter 
nach Möglichkeit jedes Risiko -  natürlich auf garantiert 
hohem Einkommensniveau -  absichern sollte, könnte 
vermutlich erheblich reduziert werden.

Änderungen Im Steuersystem

Eine Harmonisierung unseres Alterssicherungssy­
stems käme freilich ohne einschneidende Änderungen 
im Bereich des Steuersystems nicht aus. Aber auch in 
diesem Bereich könnte bei entsprechender Zielvorstel­
lung schrittweise vorgegangen und beispielsweise die 
gegenwärtigen Finanzierungskrisen der öffentlichen 
Haushalte als Anlaß genommen werden, die wesentli­
chen Transferzahlungen an private Haushalte in das 
System der Einkommensbesteuerung zu integrieren. 
Allein dadurch würden die Kumulationswirkungen, die 
aus dem heutigen Sozialrecht resultieren, stark abge­
mildert. Die Integration von Transfer- und Steuersystem 
würde dazu führen, daß die vollen Sozialleistungen nur 
diejenigen erhalten, die keine Einkommensteuer zah­
len. Liegen andere Einkünfte vor, für die eine Steuer­
pflicht besteht, wird die entstehende Steuerschuld mit 
den Transfers verrechnet („negative Einkommensteu­
er“ ). Die heute häufig praktizierte Umverteilung von der 
einen Tasche des Bürgers in die andere Tasche -  ver­
bunden mit einem Beschäftigungseffekt für die dazwi­
schengeschalteten Bürokratien -  würde weitgehend 
entfallen.

Trotz der vor uns liegenden Probleme, die zweifellos 
eine ernsthafte Belastung für unser soziales Siche­
rungssystem mit sich bringen werden, sind bei einer 
rechtzeitigen Umorientierung radikale Einschnitte in 
das Sicherungssystem nicht erforderlich. Noch ist genü­
gend Zeit vorhanden, das System schrittweise fortzu­
entwickeln, wenn man nur weiß, in welche Richtung 
man sich zukünftig begeben will. Die vorhandene Aus­
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gabendynamik, verbunden mit der zu erwartenden de­
mographischen Entwicklung sowie sich heute schon 
abzeichnenden Verhaltensanpassungen (moral hazard 
und Entwicklung einer Schattenwirtschaft) lassen eine 
ausgewogene Verteilung der Zukunftslasten schwierig, 
wenn nicht sogar unmöglich erscheinen. Wird eine halb­
wegs akzeptable intergenerative Verteilung der Zu­
kunftslasten angestrebt, muß man die Rentenansprü­
che senken und die Beiträge erhöhen. Werden aber die 
sich nach heutigem Leistungsrecht ergebenden Ausga­
ben der Rentenversicherung als sozialer Besitzbestand 
festgeschrieben, dann ergibt sich für die gegenwärtig 
ins Erwerbsleben wachsende junge Generation eine 
verhängnisvolle Zukunftsperspektive: ln den nächsten 
zehn Jahren wird sie von einer hohen Jugendarbeitslo­
sigkeit betroffen sein und anschließend, wenn sich ihre 
beruflichen Chancen verbessern, wird sie voll von den 
explodierenden Alterslasten getroffen. Das Lebensein­
kommen dieser erwerbstätigen Generation würde so re­
duziert, daß man daran zweifeln kann, ob dieser Gene­
ration überhaupt noch genügend Leistungsanreize ge­
boten werden, die unabdingbare Voraussetzung fürd ie  
Funktionsfähigkeit unseres Wirtschaftssystems sind.

Gefahr von Radikalkuren

Viele Interessenverbände interpretieren unseren so­
zialen Konsens dahingehend, daß jegliche Kritik und 
aus ihr folgende Reformüberlegungen mit dem Schlag­
wort der „sozialen Demontage“ belegt werden. Fahren 
wir aber in der „altbewährten“ Weise fort, treibt unser 
soziales Sicherungssystem auf einen Zustand zu, in 
dem nur noch Radikalkuren -  mit allen damit verbunde­
nen Risiken -  Abhilfe schaffen können. Entwickeln wir 
heute die notwendigen Konzepte, wäre noch ausrei­
chend Zeit für Reformen vorhanden. W ir müssen nur 
den Mut finden, den Bürgern zu sagen, daß manche al­
ten Zielsetzungen im Bereich der Sozialpolitik überholt 
sind und daß der Fehler gemacht worden ist, ihnen zu 
lange zu folgen. Ein „neuer“ guter Grundsatz könnte 
sein, dem Bürger zu verdeutlichen, daß es für ihn viel­
leicht besser wäre, auf eigenverantwortliches Handeln 
zu vertrauen, als daran zu glauben, daß Regierung, Po­
litiker, Bürokratie und Verbände für eine soziale Sicher­
heit schon ihr Bestes tun werden. Denn es erscheint 
eher wahrscheinlich, daß der informierte Bürger in be­
zug auf eine eigenverantwortliche Alterssicherung wei­
ter vorausschauend plant als viele Politiker, die auf­
grund ihres befristeten Wählerauftrages in unseren de­
mokratischen Staatswesen nur selten über das Ende 
der laufenden Legislaturperiode hinausblicken und die 
-  wenn das Kind in den Brunnen gefallen ist -  meist 
nicht mehr zur Verantwortung gezogen werden können.
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